
.'Aktehzeichenz

&_Bi„l■glää

Verkündet

7; Juni 1956'
„93£;Héiee1„

'I m N°äme n 'd e_s v o 1 k e's

Kläger‘; und'Revisionskläger;;‚

_Prozeßbevollmachtigte;„;;„

g'egen

.die
Landeever3ioheruhgsanstalt Oberfranken #;

und Mittelfranke_n‚ Bayreuth, Leopoldetr_ 3, _‘“
vertreten durch _die‘ Geschäft's-führung‚

Beklagte und RevvisionsbéklaQte,

hat der 4. Senat des.Bundessozielgerichte
auf die mündliche Verhandlung vom ?. Juni‚

11956, an der mitgewirkt haben .

SenatepräSident Dr. B r'o c_k h o.f f
_als Vorsitzenden,

Bundesrichter (“F e c h'n e r} ‚und_":

Bundesrichter ‚Dr.'D a‚p p r i c h
' als weitere Beruferichter,
Bundessozialyiehter R o t hye ' und
Bundessozialrichter Dr. G r o s_s

_els ehrenamtliche Beisitzer‚_

für Recht'erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil

‚des Landeseozielgerichts Schleswig v0m

3 Mai 1955 wird zurü'ckgewiesen„

Außergerichtliche Kosten sind' nicht zu er—

Stätten.

-V o n R e c-h t s w e g e n .'
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T a t b e s t a n d'
...wA.mn.—M— __... ‚__—_.— —._.— .-.

'Der Vater des am 1.7Januar 1945 geborenen Klägers ist
am

4. Februar 1945 gefallen. Seine Mutter erhielt die Todes—
nachricht bereits in demselben Monat. Nach dem Tatbestand

des angefochtenen Urteils wurde dem Kläger seit dem 1. Juni

1945 die Waisenrente vom Versorgungsamt in Flensburg gewährt.

Auf den em51;April 1952 gestellten Antrag auf Zahlung der
\Waisenrente aus der Invalidenvérsicherung gewährte die Be—'

klagte die beantragte Leistung mit Wirkung vom 1. Mai 1952

Am.4‚ Mai 1953 beantragte der Kläger, ihm die Waisenrente

auf Grund des Krieg9fristengesetzes (KFG) vom 13. November\

1952 (BGBl. I S 737) vom Todestag seines Vaters an nachzu—
zahlen; die

Beklagte lehnte diesen Antrag durch 'BeSCheid‚ vom

10. Juli 1953 ab, da nach ihrer Auffassung die Antragsfr1st

des 5 2 KEG bereits am 31. Dezember 1946 abgelaufen war. We—

der mit seiner gegen diesen Bescheid erhobenen Klage vor dem

'Sozialgericht Schleswig noch.mit der gegen dessen Urteil ein—

gelegten Berufung an das Landessczialge110ht Schleswig hatte

der Kläger Erfolg.

II.

Das
Landessoz1a1gericht begründet sein abweisendes Urteil im

wesentlichen damit, daß die Anwendung des 9 2 Satz 3 KFG nurg

vmöglich sei, wenn der.ursprüngliche Rentenantrag innerhalb '?

der Frist des @.2 satz 1 KFGgestellt sei; diese Frist sei
im vörliegendén Falle bereits mit dem Ende des Jahres 1947

abgelaufen gewesen. Im einzelnen verweist das LandesSozial#f

gericht auf seineEntscheidungvom22; November1954,Y31e11—
‚haupt 1955 s. 498). ‘ ' >
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_ 5 _

‚“III.

_Gegen dieses am 30. Juni 1955 zugestellte Urteil.legte der

Kläger am29. Juli 1955die vomLandessoziaigericht Zuge—
lassene Revision ein und begründete diese —nach ent— ‘

.
sprechender Fristverlängerung durch das BundesSozialgericht —
am 28. September 1955. Er greift die Gründe, die‘den 1. Senat»
des Bundessozialgerichte in seinem Urteil vom 8. Mai 1956

- (1 RA 81/55) zu einer dem angefochtenen Urteil entsprechenden

Auslegung
der

streitigen Rechtsfrage veranlaßt haben, an; er
bestreitet insbesondere, daß im 5_2 Satz 1 KFG ein Redaktions—

versehen vorgelegen habe, wobei er auf die nach seiner Auf—

fassung das Gegenteil erweisende Entwick.lung der infrage—

kommendenVorschrift besonders hinweist. ‘

Der Kläger rügt ferner die Nichtberücksichtiguhg
des Bezugs

Seiner Kriegswaisehrente bei der rechtlichen Würdigung des

’5 2 KEG durch das angefochtene Urteil. Die SVD ll habe zu

einer Einstellung der zunächst gewährten Versorgungsleistune
gen geführt und an deren Stelle Leistungen nach den Vor—

schriften des infragekommenden Zweiges der Sozialvereiche—

rung (Invalidenversicherung) gesetzt; die Überprüfung, ob
insoweit eine Bezugsberechtigung gegeben sei, habe von

Amts wegen vorgenommen werden müssen. Dem Kläger sei dem—l

entsprechend nach der SVDll und sPäterhin nach der SVD27
eine Waisenrente gewährt worden. Dieser Sachverhalt müsse

.einer unmittelbaren fristgemäßen Antragstellung durch den

Kläger gleichgesetzt werden. ‘ ‘ ‘

Der Kläger beantragt,

unter Aufhebung des Urteils_des LandesSozial—
gerichts Schleswig vom 3. Mai 1955 und des }

Urteils des S_ozialgerichts SehlesWig vom

' 2. Dezember l954 die Sache zur erneuten Ver—
lhandlung und Entsche1dung an das Landessozial—

gericht Schle3wig zurückzuverweisen und die Be—

klagte zu verurteilen, die Kosten sämtli-cher '

Rechtszüge zu
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IV_‚_

Die Beklagte beantragt demgegenüber,

die
Revision

als unzulässig
zu

verwerfén,

hilfsweise„
_ V

die Revision als
unbegründet zurückqueiSen

' Sie hält die Revision für unzulässig, weil die Rechtsfrage,

um deretwillen sie zugela3sen sei, die Auslegung des 5 2 KEG
‚betreffe, während der Kläger in seiner Revisiönsbegründung

nur die hiervon versChiedene Rechtsfrage, ob die Antragsfrist

über die SVDen ll und 27 als gewahrt angesehen werden könne,

als unzutreffend entschieden gerügt habe.

1Auch sachlich seien die Angriffe des Klägers unbegründet; ein
‚Antrag auf Gewährung von Versorgungsbezügen könne nichtals Anéii

trag auf Gewährung von Waisenrénte aus der Invalidénversicherungé

angesehen werden; aus nicht sachgemäßem Handeln der Versorguth—i

behörden könne ein An3pruch gegen die Beklagte nicht herge—

leitet werden. '

Entscheidungsgründe
—.——„—._w_-—„a n...-_.qu—

Die Revision ist vom Ländeesozialgericht zugelassen und daher
statthaft; sie ist frist— und formgérecht eingelegt und be— "

gründet worden und enthält einen bestimmten Antrag; sie ist

daher zulässig.‘

Entgegén‘der Auffassung der Beklagten ist es unerheblich, worin
das Landessozialgericht die Rechtsfrage von grundsätzlicher Bé—„

deutung erblickt hat, da die Zulassung n1cht auf eine 'einzelne‚_gg.

Rechtsfrage beschränkt Werden kann. %

II."

Die Revision ist jedoch nicht begründet.
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_

‚5.

_

'.

Die Frage der Auslegung des 5 2 KFG ist vom l..Senat des

Bundessozialgerichte in seinem Urteil vom 8. Mai 1956

- 1 RA 81/55 —bereits in dem Von dem angefochtenen Urteil
@_vertretenen Sinne entschieden worden. Der erkennende Senat'

hatte keine Bedenken, sich dieser Rechtsprechung, die auch

Sonst überwiegend vertreten wird, .anzus«chließen. Nebenden.
Gründen, d:ie der 1. Senat für seine Aufzfassung geltend macht

spricht für diese Ansicht gerade auch noch die Entstehungs—
_

geschichte der fraglichen Bestimmung, auf die der Kläger im
entgegengesétzten Sinne verweisen zu können glaubt:

Der ursprüngliche Entwurf der Bundesregierung zu 5 2
KFG

5
(Deutscher BundeStag,l. Wahlperiode 1949 Drucks. 3197 Anl. l)

enthielt.noch keinen Satz 4.

Als Begründung zu'ä 2 wurde gesagt:

"Häufig wird der Eintritt des Todes bei den in Kriegs—

gefangenschaft oder Internierung verstorbenen Per—

sonen erst geraume Zeit später den.Angehörigen be—

kannt. Es würde daher eine besondere Härte bedeuten,
Wenn erst der Tag des Eintreffene der'T0desnachricht

oder der Rechtskraft der Todeserklärung als Tag der

‘Entlassung angesehen würde. Mit dieser Vorschrift

soll erreicht,werdéh‚ daß die Hinterbliebenen in
diesen Fällen nicht schlechter gestellt werden als

diejenigen, die bereits zum Zeitpunkt des Todes des

' Versicherten die Gewährung von Hinterbliebenenbe—l

zügen beantragen konnten. Da die Sözialversichérungs—

anordnuhg Nr. 10 diese Fälle für den Bereich der‘
britischen Zone nicht geregelt hat, wird mit der
im 9 2 vorgesehenen Ausdehnung des Geltungsbereichs
dieser Vorschrift nunmehr eine einheitliche Regelung

für das ganze
Bundesgebiet geschaffen. " '

Der Bundesrat _sah demgegenüber (a. a. 0. Anlage 2) als
„Änderungsvorschläg eine Ergänzung des Satzes 3 derge—e

stalt vor, daß eine Neufeststelluhg auch dann zu er—
‚„folgen habe, wenn Renten bisher nicht beantragt worden 5%£

seien und die Frist des Satzes l bereits abgelaufen wäre
oder wenn bisher Renten abweichend festgestellt oder abeJLaw – Gesetze und Urteile
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gelehnt werden seien. Er begründete diese Vorschlagsänderung
ausdrücklich damit, daß das in der Begründung der Bundes—

regierung ausgesprochene Ziel durch die von ihr vorgeschlagene

'Fassung nicht erreicht werde. "Es werden diejenigen Hinter—
bliebenen ausgeschlossen, deren Rentenanträge zwischenzeitlich
abgelehnt werden sind oder die bisher überhaupt noch_keinen

“Rentenanspruch geltend gemacht haben. Diese Fälle haben in

denLändernBedeutung,in denendas Kriegsendebereits auf
den früheren Zeitpunkt festgesetzt werden ist."‘

Demgegenüber wies die Bundesregierung in ihrer Stellungnahme

darauf hin, daß in dem vom Bundesrat vorgesehenen ersten Fall
(Wenn bisher Renten überhaupt noch nicht beantragt seien) kein

'Bedürfnis dafür bestehe, die Vorschriftén-des-é‚2 anzuwenden,
im-letztgenannten Fall dagegen die AnWendung der Vorschriften

des 5 2 nicht zum Wiederaufleben einer abgelehnten Rente führen?

könne, da die AblehnungSgründeoffenbar auch weiter in Betracht
'kämen.

In der entscheidenden Zweiten und dritten Desuhg im Bundestag
Wurde von dem Berichterstatter als Auffassung des zuständigen

Ausschusses vorgetragen, man habe sich den Anregungen des Bun—'
desrats teilweise angeschlossen; es wurde alsdann der Ausschuß;

vorSChlag (Deutscher Bundestag, 1. wahlperiodell949; Drucksache
Nr. 3729) ohne Debatte angenöm■en. Dieser Vorschlag beließ dem_

.bisherigen Satz 3'— unter Änderung des Stichtages — seine bis—_

herigé Fassung und fügte die beabsichtigten Ergänzungen als

Satz 4 an; für die_se Änderungen wurde von dem Berichterstatter

.eine besondere Begründung nicht mehr gegeben.

Diese Vorgänge lassen deutlibh erkennen, daß der Bundestag

bewußt die vom Bundesrat gemachten Weitergehenden Vorschläge

ablehnen wollte und abgelehnt hat, daß der Bundestag'sich dem—
_nach der Auffassung der Bundesregierung, im ersten Fall bestehe {

kein Bedürfnis für die vorgeschlagene Sohderregelung, anschlies—é

sen wollte, daß er dagegen für d_en zweiten Fall mit der
aus

seiner Fassung deutlich ersichtlic_hen Möglichkeit rechnete,

trotz früherer Ablehnung könne _ein neuer Antrag spater zum
Erfolg führen
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..7__

5_Die Gesetz gewordene Fassung des 5 2 KFG steht auch sprach—

' lich nicht im Widerspruch zuvdieser Auslegung, insbesondere
kann das Gegenteil nicht aus-den Worten ". .. oder deffAntrag

_
gestellt wird"des Satzes 1 gefolgert werden. Dieser Satz 1

enthält an sich die für. die Zeit nach dem Inkrafttreten des

Gesetzes gelténde, also die zukünftige Regelung,
so daß die

gewählte Gegenwartsform durchaus_berechtigt erscheint. Eine

Anwendung des Satzes 1 auf bereits zurückliegende Zeiten

ist nur über die auf ihn verweisenden Sondervorschriften
der Sätze 3 und 4'ergesehen. 'Daraus, daß diese verweisen—

den Sohdertatbeständé auf die Vergangenheit zurückgreifen,

ergibt sich die Notwendigkeit, auch den dem Satz 1 Zugrunde
liegenden Tatbestand in jenen Fällen von jenem zurückliegen—

den Zeitpunkt aus zu betrachten; dem erkennenden Senat er—
scheint daher selbst unter Zugrundelegung des gesetzlichen

Wortlauts, also auch ohne die Annahme eines Redaktions—

versehens, zwischen den Bestimmungen des @ 2 KEG und der

von ihm gegebenen Auslegung kein WiderSpruch zu klaffén.

Es kann somit im Anschluß an das Urteil des 1. Senats bei.

der AhWendung des KFG auf Fälle der früheren britischen’ .

Besatzungszone grundsätzlich davon ausgegangen werden, daß.

'Hinterbliebene‚ denen die Todesnachricht spätestens bis Zum“

Ende des Jahres 1946 zugegangen ist, bis ZumEnde des Jahres

1947 einen Rentenantrag auf Leistungen aus der Invaliden—

versicherung gestellt haben mußten, wenn sie späterhin mit

einem fristgemäßen Antrag naeh 5 2 Abs. 3 KFG Erfolg haben

wollten. l . ' ' ' '

III.

Es fragt sich im vorliegenden Fall jéddch noch, ob etwa

die Tatsache des Bezugs einer_Kriegswaisenrente in irgend

einer Hinsicht eine andere Beurteilung notwendig macht.

Wennsich in dem.angefochteneanrteil auch nur die summari—
sche Feststellung findet, der Kläger habe vom Versorgung8—

amt Flensburg seit 1945
die

Waisenrente erhalten, so kann

doeh — da dagegen von keiner Seite irgendwelche Einwendungen,
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'érhoben sind. —
bedenkenfrei auch

für die
Würdigung des RéVisionsér

‘gerichte davon ausgegahgen.werden‚ daß das Landessozialgericht '

hierm1t die seit dem Jahre 1945 ununterbrochen fortlaufende

Zahlung von Versorgungsle1stungen hat feststellen wollen, daß
also dem Kläger anschließend an die ursprüngliche, noch auf dem

ReiChsversorgungsgesetz beruhende Renténgéwährung Leistungen

nachder SVDll, anschließendnachder sv:o27 undschließlich
nach dem Bundesvérsorgungsgesetz gewährt werden sind, wobei
jeweils kein besonderer Antrag gestellt worden ist°

*Bei der Verschiedenheit zwischen der
Kriegsopferversorgung

und l

der Inval-ide:hversicherung kann,
was offenbar selbst der Kläger

nicht annimmt, ein Antrag auf Gewährung von Versorgungsleistun—’

gen nicht gleichzeitig als ein Antrag auf Gewährung ton Lei—

stungen aus der Invalidenversicherung angesehen werden. Selbst

wenn
festgestellt wäre, daß der Kläger in der Zeit' nach dem

Kriege einen Antrag auf Gewährung von VersorgungSleistungen

gestellt hätte, würde ein solcher Antrag daher nicht als Antrag_
im Sinne des 5'2 KEG anzusehen sein.

wenn der Kläger andererseits aus der Verpflichtung der die_Ver4
sorgungsangélegenheiten nach den SVDen bearbeitehden‚Dienst—

stellen, die Leistungen in seinem Fall von Ants Wegen festzu—

setzen und ihre Voraussetzungen
zu ermitteln, herleiten will,

darin habe "mittelbar" ein Antrag auf "°Sozialrente" gelegen,

so erscheint auch d1ese Ansicht nicht haltbar. Der Kläger will

offenbar daraus, daß nach der SVD 11 von Amts wegen festzu—
stellen war, ob eine Rentenberechtigung nach den

Vorschriften

des in Frage kommenden Zweiges der Rentenversicherung vorliege,

herleiten, daß es sich dabei um Vorgänge im Rahmen des in Frage

kommenden Rentenvers1cherungszweiges gehandelt habe. Er über— '_

sieht jedoch, daß es sich nach den Bestimmungen der SVD ll stets '=

eindeutig um reine Vérsorguhgsleistungen gehandelt hat, deren

Gewährung sich nur in ihren Voraussetzungen und ihren Be—
rechnungen Zunächst'nach den entsprechend anquendenden Vor—

schriften der Invalidenversieherung (SVD 11) und später der

Unfallversicherung (SVD 27) zu richten hatte. Daran ändert auch
'die Tatsache nichts, daß in der Zeit des Fehlens besonderer
Dienststellen mit der Durchführung dieser Aufgaben die (Außen—

stellen der) Landesversicherungsanstalten betraut Waren.
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Bei der Bedeutung; die=der Gesetzgeber auf dem gesamtéf■

in Frage kommenden Gebiet der Antragstellung beimißt, &&

erscheint es schlechterdings ausgeschlossen, ohne ge—
;

setzliche Vorschriften den zwingend vorgesehriebenen %

Antrag eines Versicherten ; wie der Kläger dies be;
gehrt —

als durch_irgend eine von Amts wegen vorzu—

nehmende Handlung ersetzt anzusehen. Falls einmal

dementspzrechend Verfahren werden soll, hat auch der

Gesetzgeber der SVDen dies ausdrücklich bestimmt, wie

gerade die einschlägige Regelung der Nr. 14 II der '

SVD 27 in Verbindung mit den Nummern 24 und 28a der
SVA 11 zeigt *

IV.

Schließlich läßt sich auch auf andere Weise_keine für
den Kläger günstigere Beurteilung des Falles erreichen.

Eine Anwendung des satZes 4 des 5 2 KEG, an die z.BÄ/

Seitz (Sozialversicherung 1954 S. 224) hilfsweise

,denkt', verbietet sich aus der eingangs erwähnten Ent-
'stehungs geschichte dieses Satzes, der nur einen ganz

spezielle n — nicht im Wege der Auslegung auswéitbaren
—

Tatbestand erfaßt.

Endlich braucht nicht unterSucht zu werden, ob dem
Ländessozialgericht SChleswig in seiner Auffassung
(Breithaupt 1955 s. 498) zuzuStimmen ist, daß für
Versicherte; die eine Rente nach der SVD 27 er—rv

hielten, dadurch eine Hemmungdes Ablaufs der "Über—
legungsfri.st" des 5 2 Satz 1 KEG für jene Zeit ein—'

getreten sei, da im vorliegenden Fall auch unter

Berücksichtigung dieser Hemmung die Frist unzweifel—

haft bereits versäumt wäre. '
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V„

Das angefochtene Urteil läßt hiernäch eine Reoht3verletzung
nicht erkenneh; die Revision iSt deshalb als unbegründet

zurückqu€isen (€) 170 Abs; 1_SGG). Die Ko‘s'ten sind nicht '

zu erstatten (9 193 Abs. 4 SGG). '
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